
Lausanne, 16. September 2020

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteil vom 26. August 2020 (8C_72/2020)

Anmeldungs- und Mitwirkungspflicht des Unfallversicherten bei 
der Invalidenversicherung

Das Bundesgericht heisst eine Beschwerde der Suva teilweise gut. Die Aufforderung
der  Suva,  sich  bei  einem  möglicherweise  leistungspflichtigen  anderen  Sozialver-
sicherer anzumelden, kann mehrmals erfolgen und auch nach der erstmaligen Leis-
tungszusprechung. Die Anmeldepflicht beinhaltet auch die Pflicht, im Verfahren für
die Feststellung des Leistungsanspruches mitzuwirken.

Ein Versicherter  erlitt  im Dezember  2010 einen Arbeitsunfall  an der  linken Hand.  Die
Suva erbrachte die gesetzlichen Leistungen. Der Kreisarzt attestierte ihm im März 2013
in physischer Hinsicht eine zumutbare volle Arbeitsfähigkeit in einer adaptierten Tätigkeit
und hielt  einen psychisch auffälligen Zustand fest.  Nach dreimaliger Aufforderung der
Suva,  sich  bei  der  Invalidenversicherung (IV)  anzumelden,  stellte  der  Versicherte  ein
Gesuch um Leistungen der IV.  Die zuständige IV-Stelle verneinte 2014 den Anspruch
des Versicherten auf berufliche Massnahmen und eine Invalidenrente, da er sich der von
ihr  angeordneten  psychiatrischen  Begutachtung  nicht  unterzogen  hatte.  In  der  Folge
sprach ihm die Suva eine Invalidenrente bei einem Invaliditätsgrad von 100 % und eine
Integritätsentschädigung zu. 2015 wurde die Integritätsentschädigung angepasst. Beide
Verfügungen  der  Suva  wurden  nicht  angefochten.  2018  berechnete  die  Suva,  unter
Hinweis auf die Verletzung der Mitwirkungspflicht im IV-Verfahren, ihre Leistungen neu
als  Komplementärrente.  Der  Versicherte  erhob  dagegen  eine  Einsprache,  worauf  die
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Suva ihre Verfügung durch die Anweisung,  sich bei  der  IV anzumelden sowie seinen
Mitwirkungspflichten nachzukommen, ersetzte; im Unterlassungsfall werde die Rente als
Komplementärrente  berechnet.  Der  Versicherte  verlangte  eine  anfechtbare  Verfügung
und erhob ein Ausstandsbegehren gegen den Sachbearbeiter. Daraufhin beschloss die
Suva, ihre Rente ab dem 1. April 2019 als Komplementärrente auszurichten. Das Ver-
waltungsgericht des Kantons Thurgau hob den Einspracheentscheid der Suva auf. Die
Suva gelangt ans Bundesgericht, welches die Beschwerde teilweise gut heisst und die
Sache zu neuer Entscheidung an die Vorinstanz zurückweist.

Bestritten  ist,  ob  die  Suva  aufgrund  der  Verletzung  der  Mitwirkungspflicht  des  Ver -
sicherten im IV-Verfahren das Recht hatte, ihre Leistungen auf eine Komplementärrente
zu reduzieren. Aus dem Wortlaut von Artikel 51 Absatz 2 der Verordnung über die Unfall -
versicherung ergibt sich weder die Zulässigkeit einer bloss einmaligen Aufforderung zur
Anmeldung bei einem anderen Sozialversicherer noch die Beschränkung, dass dies nur
vor der erstmaligen Ausrichtung einer Rente zu erfolgen hat. Das Bundesgericht kommt
im Rahmen einer Auslegung dieser Norm zum Schluss, dass der Unfallversicherer nicht
angehalten ist, mehr Leistungen zu erbringen, als er bei pflichtgemässem Verhalten des
Versicherten im IV-Verfahren mutmasslich verpflichtet gewesen wäre. Folglich kann die
Aufforderung,  sich  bei  einem  möglicherweise  leistungspflichtigen  anderen  Sozial -
versicherer  anzumelden,  mehrmals  und  auch  nach  der  erstmaligen  Leistungszuspre-
chung erfolgen.  Die Anmeldepflicht  beinhaltet  sodann die Pflicht,  im Verfahren für  die
Feststellung des Leistungsanspruches im erforderlichen Ausmass mitzuwirken.

Die  Suva  war  im  vorliegenden  Fall  zudem  befugt,  auf  ihre  formell  rechtskräftigen
Verfügungen zurückzukommen, weil sie ohne Zweifel unter Verletzung von Bundesrecht
zustande gekommen sind und damit ein Wiedererwägungsgrund gegeben war. Folglich
sind die Voraussetzungen für eine Prüfung des Rentenanspruchs des Versicherten für
die Zukunft gegeben.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter, Caroline Brunner, Stellvertretende 
Medienbeauftragt
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Die Medienmitteilung dient zur Information der Öffentlichkeit und der Medien. Die 
verwendeten Formulierungen können vom Wortlaut des Urteils abweichen; für die Recht-
sprechung ist einzig das schriftliche Urteil massgebend. 

Das Urteil ist ab 16. September 2020 um 13:00 Uhr auf www.bger.ch   abrufbar: Recht-
sprechung > Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab 2000 > 8C_72/2020   eingeben.
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